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Deutſchland. 

Berlin, 13. Februar. Se. Maj. der König empfingen 
heute den Feldmarſchall Grafen v. rangel, den Finanzminiſter 
Frhrn. v. d. Heyrt und nahm die Vorträge des General - Lieute- 
nantes v. Podbielskt und des Militär-Kabinets, ſowie im Beisein 
des Gouverneuers und des Kommandanten die Meldungen des Ge⸗ 
nerals v. Meyernfeld und v. Witzleben entgegen. ; 

— J. Maj. die Königin beſuchte geſtern den Prinzen Georg 
K. H., um ihm zu feinem Geburtstage zu gratuliren. 

— Die Staatsminiſtertum trat heute Mittag 12 ½% Uhr im 
Abgeordnetenhauſe, unter Vorſitz des Flnanzminiſters Frhrn. v. d. 
Heydt, zu einer Sitzung zufammen, 

— Der Ober⸗Präſident von Hannover Graf zu Stolberg⸗ 
Wernigerode hatte in den letzten Tagen mehrfache Beſprechunge 
mit dem Miniſter des Innern und anderen Miniſtern. 

— Die „Kreuzzeitung“ ſchreibt: Verſchttdene Blätter melden 
in ihren Klaiſchereten, daß der frühere Minifter v. Weſtphalen ih 
mit beſonderer Lebbaftigkelt gegen die Bewilligung des hannöverſchen 
Provinzialfonds ausgeſprochen habe. Wir find in der Lage, aus 
unmittelbarſter Kenntniß zu verſichern, daß Herr v. Weſtphalen im 
Gegenthell ſich lebhaft für die Zuſtimmung zu dem Antrage der 
Regierung inter ſſirt hat. 

— Aus Anlaß der Petitionen, welche gegen die Vereinigung 
der beiden Reglerunßen der Elbberzogthümer gerichtet find, wurde 
in der Kommiſſioneſitzung vom Regterungs⸗Kommiſſar erklärt, die 
Staateregierung halte an der Anſicht feſt, die beiden getrennten 
Regierungen in Schltswig und Klel beizubehalten; einen befinitiven 
Beſchluß werde fie erſt nach der Schlußberathung faſſen. Ueber 
den Sitz der Regierung hätten eingehende Erörterungen noch nicht 
ſtattgeſunden. Sollte eine Vereinigung ſtattfinden, würde wahr⸗ 
ſcheinlich die Start Schleswig Sitz der Regitrung werden. 

— Die von Preußen unterm 15. März v. J. mit Baden 
abgeſchloſſene Milltärkonventlon, welche ſich nur auf eine Zulaſſung 
badiſcher Offiziere und Offizteraſpiranten zum Beſuch preußiſcher 
Militär⸗Bildun 6, Erziehungs- und Unterrichts-Anſtalten beſchränkte, 
ſoll noch eine Erweiterung dahin erfahren, daß Badenſer Unter- 
thanen, welche den diesfeitigen Anforderungen zur Berechtigung für 
einen einjährigen freiwilligen Dienſt entſprechen, dieſer Dienſtpflicht 
nach ihrem Ermeſſen in preußſſchen Truppentheilen genügen können. 

— Für diejenigen Militärmannſchaften vom Feldwebel ab⸗ 
wärts aus den aufgelöſten norbbeutf zen Kontingenten, welche jrt- 
netſeits eine Verwendung in der preußlſchen Armee nicht geſunden 
baben, hat man jetzt durch, Aoſtellung im Cſolldlenſte eiae Ver⸗ 
ſorgung zu ſchaffen gewußt. 

— Die Deputation des ruſſiſchen Infanterie-Reglments Ka⸗ 
Inga, welche Ende der Woche aus Kaſan bier eintrifft, beſtebt aus 
folgenden Militärs: dem Regimentslommandeur, Oberst Werner, 
dem Oberſtlieutenant Chocbewitſch, dem Kapitän Lichalſche, dem 
Sefonde⸗Lieutenant Suſchtſchinskt, dem Feldwebel Sacharenke und 
dem Gemeinen Schalunow. Der Gouvernementsadjutant, Freiherr 
v. Ende und ein Unteroffizier find bereits zur Begleitung dieſer 
Deputation befohlen. 

— Die „B., B.-.“ ſchreibt: Seit dem 5. d. Mis. iſt der 
freie Verkehr Lauenburg mit dem Zollverein eröffnet. Die Be- 
fürchtungen über den Druck der Nachſteuer für die Elnwohner 
waren glücklicherweiſe übertrieben. Durch das humane Ver⸗ 
fahren der Nachſteuer-Kommiſſion wurden jede Haus haltung und 
jedes Geſchäft nur ſo viel herangezogen, als ſie nach Billigkeit 
leiſten müſſen und können. Ueber die Nachverſteuerung dringen 
mehr und mehr Nachrichten ins Publikum, woraus man erfährt, 
wie umfangreich die Spekulation auf den Zollanſchluß geweſen 
iſt. Die Zahlen, welche man nannte, klingen unglaublich. Nach⸗ 
ſtehende Thatſachen glaubt die „E.⸗Z.“ indeſſen verbürgen zu kön⸗ 
nen. Allein in der Stadt Lauenburg haben am 5. Januar d. J. 
für Rechnung fremder Spekulanten in Hamburg, Altona, Kiel, 
Boſtzenburg, Oldesloe gelagert: 23,000 Ctr. Salz mit Zollbetrag 
46,000 Thlr., 14,500 Ctr. Taback mit Zollbetrag 59,000 Thlr. 
1100 Ctr. Gewürze mit Zollbetrag 7500 Thlr., 900 Ctr. Kaffee 
mit Zollbetrag 4500 Thlr., 2160 Ctr. Eiſenwaaren mit Zollbe⸗ 
trag 2880 Thlr. Ein Tabacks-Fabrikant in Holſtein allein hatte 
ein Lager mit einem Zollbetrage von 40,000 Thlr. Uebrirens 
haben nicht nur Geſchäfteleute in ihrer eigenen Branche fpekulitt, 
ſondern es war ein allgemeines Rennen und Laufen, Manufat- 
turiſten ſpekulirten in Roh-Artikeln, man jagt ſogar ein vorſich⸗ 
tiger Privatmann in Lauenburg habe ſich 4000 Ctr. Salz auf 
Lager gelegt. 

— Nach den an den Bundes⸗Poſt⸗ und Telegraphenämtern 
angebrachten Schildern zu ſchließen, hat man jetzt als Bundes- 
Strafe einfach die drei übereinder liegenden ſchwarz-welß⸗rotben 

ſſchen Wappen den, wobei als Schildhalter die von dem preu⸗ 
8 Mi der bekannten beiden wilden Männer dienen. 

nn „der „B. 3.“ zufolge, die im Bundeskanzleramt ge- 
führten Siegel aue den Wappen ſümmtlicher 22 Bundesſtaalen 
zuſammengeſezt. Sämmtliche Wappen find auf dem Stegel in 
gleicher Größe dargeſtellt, in der Mitte das Wappen der Präfivial- 
macht, ein Schild mit dem preußlſchen Adler; um dieſte befinden 
ſich in einem engeren Kreiſe die 6 Wappen des Königreichs Sach⸗ 
ſen, der Großherzöͤge beider Mecklenburg, von Meimar und Olden- 
burg und des Herzogs von Braunſchweig; dann folgen in einem 
weiteren Kreiſe die Wappen der anderen 14 Staaten (A Herzog⸗ 
thümer, 7 Fürſtenthümer, 3 freie Städte). Da die meiſten Wap⸗ 
penſchilde Kronen haben, die der freien Städte nicht, jo entſtand 
hierdurch eine Lücke in dem äußeren Ringe, welche durch die Ja⸗ 
ſchrift „Norddeutſcher Bund“ ausgefüllt if. Dieſes Siegel wird 
namentlich auch auf den für Bundesbeamte aus gefertigten Königl. 
Ernennungspatenten angewendet. 
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Stettiner Zeilung. 


Abendblatt. Freitag, den 14. Februar 


— Der Schriftſteller Edgar Bauer hat dem „H. C.“ zufolge 
die Redaktion des „Altonaer Mercur“ übernommen. 
Berlin, 13. Februar. (Haus der Abgeordneten.) 48. Sitzung. 
Am Miniſtertiſch Freiherr v. d. Heydt, Graf von Itzenplitz und mehrere 
Kommiſſarien. — Der von der Staatsſchuldenkommiſſion eingegangen? Be⸗ 
richt über die Verwaltung der Staatsſchulden im Jahre 1866 wird der 
Budget⸗Kommiſſion übe wieſen. — Der erſte Gegenftand der Tagesordnung 
iſt der mündliche Bericht der Finanzkommiſſton über den vom Herrenhauſe 
efaßten Beſchluß in Betreff des Geſetzes, betreffend die künftige Behand⸗ 
ung der auf mehreren der neuerworbenen Landestheile laſtenden Staats⸗ 
ſchulden und die Ausgabe von Kaſſenanweiſungen zum Betrage von 
2,407,653 % Das Herrenhaus hat einzelne formelle Aenderungen an 
dem Geſetze gemacht. Referent Dr. Francke beantragt, dieſen Aenderungen 
zuzuſtimmen. Der Finanzmin ter erklärt fi damit einverftanden, und das 
Haus tritt dieſem Antrage bei. — Es folgen Wahlprüfungen, deren eine 
Anzahl ohne Widerſpruch wird. — Es beginnt nun die Schlußberathung 
über den Etat, und zwar zunächſt über den Einnahme⸗Etat. Die Beſchlüſſe 
werden im Allgemeinen beſtätigt. — Zu Kapitel 3 (Ablöſung von Domä⸗ 
nengefällen und Verkauf von Domänen⸗ und Forſtgrundſtücken) war in der 
Vorberathung beſchloſſen worden, „dil Regierung aufzufordern, eben ſo wie 
es in den alten Landestheilen der Fall ſei, fo auch in den neuen Provinzen 
allmälig kleinere zerſtreute Domantalgrundjtüce für Rechnung der Staats- 
kaſſe in öffentlicher Licitation veräußern zu laſſen. — Abg. Dr. Koſch fügt 
hinzu: „und die SEN: zur Tilgung der Staatsſchulden zu verwenden.“ 
— Zu Kapitel 4 Titel 3 (klaſſiff Einkommenſteuer) Nr. 3 iſt in der 
Vorderathung die Abſetzung der Einzahme der Mennonitenſteuer mit 7000 
E beſchloſſen. — Abg. d. B itſch (Elbing) beantragt, unter Auf⸗ 
hebung dieſes Beſchluſſes, die S u bewilligen, dieſelbe jedoch in die 
Rubrik „künftig egfallend“ Ir — Der Antrag v. Brauchitſch wird 
nach längener Debatte abgele i Kapitel 7 der Einnahmen (Lotte⸗ 
rieen), Titel 1 (Aus dem Lot 1,470,582 ), Titel 2 (Sonſtige 
Einnahmen 2810 t:), war in orberathung beſchloſſen, die Einnah⸗ 
men der Lotterieen zu Hannover un Osnabrück mit 138,392 % zu ſtrei⸗ 
chen. — Es beantragen nun 1 Aegidi: Die Einnahmen der Lotte⸗ 
vieen in Hannover mit 75,992 , fad der Lotterie in Osnabrück mit 
35 nicht abzuſetzen, ſondern zu geneh⸗ 
: den Beſchluß der Vorberathung 
zu 69,196 , alſo die Hälfte der 


igen. 

r Budgetkommiſſion über eine Pe⸗ 
um einſtweilige Aufrechterhaltung 
gidi wird abgelehnt, der v. Brau⸗ 
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tition hannoverſcher Lotterie⸗Kol 
jener beider Lotterien. — Der! 
chitſch angenommen, die Negien 
lage des nächſten Budgets au 
nehmen möge. — Abg. © 


ſchmälert, 

Sie müſſen eine neue Steuer be⸗ 
Inden ſtimme ich gegen die Re⸗ 
1 für unſittlich, wie das 
ich. Deshalb bin ich auch kein 
l ich für ihre Aufhebung ſtimme, 
0 zum Uebermaß führen. Bei 
der Klaſſenlotterie 15 dies er gel; jede Leideuſchaft wird durch den 
Zeitraum eines halben Jahres, der zwwiſchen den Ziehungen liegt, vollkom⸗ 
men ausgeſchloſſen. Wer möchte es alſo dem kleinen Mann verdenken, 
wenn er für einen kleinen Loosantheil einige Groſchen ausgiebt und ſich 
dafür die Hoffnung auf einen Gewinn erkauft. Das Spiel iſt tief in der 
menſchlichen und namentlich in der germaniſchen Natur begründet. Das 
beweiſt die ungeheure Zahl von Lotterien, die Sie eben fo wie die Prä⸗ 
mienanleihen mit demſelben Rechte beſeitigen müßten. Wollen Sie das 
Spiel beſeitigen, dann beſeitigen Sie zunächſt die menſchlichen Schwächen, 
ich kann mich nicht auf den idealen Standpunkt ſtellen, der zu einer un⸗ 
ausſtehlichen Bevormundung führt, und ſtimme gegen die Reſolution. — Die 
Reſolution wird mit geringer Majorität angenommen. — Zu Kapitel 12 
(Allgemeine Kaſſenverwaltung) beantragt Abg. Tweſten, die 50,000 RE 
aus dem haunoverſchen Domanialfonds, welche der Provinz Hannover nicht 
überwieſen ſind, den Einnahmen zuzuſetzen. — Der Finanzminiſter 
erklärt ſich damit einverſtanden, hält es aber für zweckmäßiger, den Etat 
unverändert zu laſſen bis zum befinitiven Abſchluß des Geſetzes über den 
Provinzialfonds. — Der Antrag des Abg. Tweſten wird angenommen. — 
Die Einnahmen aus dem Miniſterium für Handel und Gewerbe, Staats⸗ 
miniſterium, Juſtizminiſterium, den Miniſterien des Innern und der land⸗ 
wirthſchaftlichen Angelegenheiten werden ohne Debatte genehmigt. — Zu 
dem Etat des Kultusminiſteriums beantragt Abg. Dr. Virchow bei den 
Einnahmen (Medizinalweſen) 12,970 e an Einnahmen der Geſundbrunnen 
zuzuſetzen, im Ganzen alſo auf 16,540 % zu erhöhen und denſelben Be⸗ 
trag den Ausgaben (Krankenhäuser) hinzuzufügen. — Nachdem der Abg. 
Virchow dieſen Antrag kurz motivirt hat, erklärt der Regierungskommiſſar 
Knerk, daß durch Annahme deſſelben die allgemeine Einrichtung des Etats 
alterirt werden würde. Wegen Ueberweiſung aller Geſundbrunnen an das 
Reſſort eines einzigen Miniſteriums ſchwebten bereits Unterhandlungen, deren 
Reſultat im nächſten Etat ihren Ausdruck finden würden. — Der Antrag 
des Abg. Virchow wird hierauf abgelehnt. 

An dieſer Stelle verlangt der Finanzminiſter das Wort: Die 
Aufhebung des Salzmonopols hat in Bezug auf die Verhältniſſe mit der 
Saline in Halle zu Meinungsverſchiedenheiten geführt. Die Saline hat 
geglaubt, daß die beſchloſſene Abgabe nicht zu zahlen ſei. Die Regierung 
hat dieſe Annahme nicht billigen können, aber auf Befürwortung der Pro- 
vinzialbehörden ſich bereit erklärt, zwar nicht Konzeſſionen, aber einige Er⸗ 
leichterungen zu gewähren. Es haben deshalb Verhandlungen ftattgejun- 
den, die zu einem Vergleiche geführt haben, den ich im Verein mit dem 
Herrn Handelsminiſter dem hohen Hauſe vorzulegen beauftragt bin. Gleich⸗ 
zeitig legen wir einen Vergleich mit der Saliue zu Lüneburg vor, mit wel⸗ 
cher ebenfalls Verhandlungen in Folge ähnlicher Differenzen ſtattgefunden 
haben. (Die Vorlagen werden den Kommiſſionen für Finanzen und Han⸗ 
del Überwieſen.) — Zu dem Etat der fortdauernden Ausgaben des Finanz 
miniſteriums beantragt Abg. Bähr: die Regierung aufzufordern, noch in 
reiflichſte Erwägung zu nehmen, ob die in Heſſen beſtehende Forſt⸗Lehran⸗ 
ſtalt unter angemeffener Erweiterung nicht in Melſungen belaſſen werden 
könne oder ob es ſich nicht mindeſtens empfehle, dieſelde mit der Univerſi⸗ 
tät Marburg zu verbinden. — Der Antragſteller bedauert, daß die Anſtalt 
von Melſungen nach Münden verlegt ſei. Es ſei dies ein Unrecht, welches 
Heſſen zu Gunſten Hannovers zugefügt werde. — Der Fin anzminiſter: 
Die Verlegung der Ferſt⸗Lehranſtalt nach Münden geſchah nicht aus Man⸗ 
gel an Wohlwollen für die andern Städte, ſondern weil ſich Münden fei- 
ner geographiſchen Lage wegen am beſten dazu eignet. Die Regierung hofft 
allen Forderungen zu genügen, wenn das Haus bei ſeinem früheren Bes 
ſchluſſe bleibt und den vorliegenden Antrag ablehnt. Der Regierung liegt 
nichts ferner, als Etwas zu thun, was den Intereſſen Kurheſſens nachthei⸗ 
lig wäre. — Abg. Dr. Virchow ſpricht für den Antrag: Durch eine Ver⸗ 
einigung mit der Univerſität, die beiden Theilen vortheilhaft wäre, würde 
man den Eleven gleichzeitig Gelegenheit bieten, eine über die Grenze ihrer 
Fachwiſſenſchaft hinausgehende, allgemeine Bildung zu gewinnen. — Abg. 
Schmidt ⸗Stettin: Die Gründe für die Verlegung nd fachlich ſo be⸗ 
gründet, daß ich dem Antrage meine Zuſtimmung nicht geben kann. Eine 
Vereinigung mit der Univerſität Marburg mochte ich nicht empfehlen und 
berufe mich hier auf das Urtheil der auch literarisch bekannten Autoritäten 
der Forſtwiſſenſchaft, Hartwig, v. Pfeil u. A., die bei der hohen Bedeu · 


ſolution. 8 
Trinken; nur das Uebernta 
prinzipieller Gegner der Spiel 
weil fie durch das Wecken de 
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tung der praktiſchen Ausbildung die Verbindung von Forſtlehranſtalten mit 
einer Univerſität entſchieden verwarfen. — In der darauf folgenden Ab⸗ 
ſtimmung wird der Antrag des Abg. Bähr abgelehnt. 

Zum Etat des Handeleminiſterinme beantragen Dr. Koſch, Runge 
und Ußlendorff Kap. 15. (Abtheilung für das Bergweſen) an Beſoldung 
für einen Direktor ftatt 4500 % nur 4000 zu bewilligen. — Abg. 
Tweſten: Im Namen meiner politiſchen Freunde erkläre ich, daß w 
bei den Beſchlüſſen der Vorberathung, ſelbſt wenn ſie unſern Wünſchen 
widerſprechen, ſtehen bleiben werden, um es zu verhindern, daß das Haus 
ſich prinzipiell entgegenſtebende Beſchlüſſe faſſe. — Der Finanzminifter: 
Es liegt nicht in der Abſicht der Regierung, andere Beſchlüſſe herbeizu⸗ 
führen, als bei der Vorberathung gefaßt find. — Abg. Heife: Auch wir 
auf der rechten Seite des Hauſes theilen die Auffaſſung, die der Abg. 
Tweſten Namens ſeiner Parkeigenoſſen ausgeſprochen hat, und werden uns 
nach den Erklärungen vom Miniſtertiſche dem Verhalten derſelben an⸗ 
ſchließen. — Der Antrag der Abgg. Dr. Koſch und Gen. wird hierauf mit 
großer Majorität abgelehnt. (Dafür nur die Fortſchrittspartei). Der Abg. 
Runge erklärt hierauf in Uebereinſtimmung mit den Unterzeichnern, daß er 
alle andern auf Herabſetzung der Direktorialgehälter geſtellten Anträge 
zurückziehe. — Zu Kap. 35 (Oeffentliche Schuld) widerſpricht der Finanz⸗ 
miniſter den auf den Antrag des Abg. v. Bonin (Genthin) angenommenen 
Zuſätzen, die aus der bekannten Konvertirungsfrage hervorgegangen ſind, 
und wonach zu „Anleihe vom Jahre 1852“ zugeſetzt werden ſoll: conver⸗ 
tirte und nicht convertirte“, und in Kolonne „Prozent“ hinter 4 zugeſetzt 
worden ift: „und 4“. — Als Motiv dieſes Widerſpruchs führt der 
Finanzminiſter an, daß das Amendement auf der unrichtigen Vorausſetzung 
deruhe, als ob von der Staatsanleihe von 1852 noch Schuldverſchreibungen 
exiſtiren, welche nicht zu 4, ſondern zu 4½ pCt. zu verzinſen wären. Dies 
ſei nicht der Fall, da auf Grund der Verordnung vom 21. März 1862 
deren Rechtsgrundſatz und Verfaſſungsmäßigkeit zweifellos ſei, alle Schuld⸗ 
verſchreibungen, deren Inhaber nicht in die Konvertirung gewilligt hätten, 
zum 1. Oktober 1802 zur Rückzahlung gekündigt wären, alſo von da ab 
nicht mehr verzinſt werden durften. — Abg. v. Bonin (Genthin) hält 
ſeinen Antrag aufrecht. Zur Konvertirung ſei die Zuſtimmung der Landes- 
vertretung erforderlich, wenn ſie rechtsgültig ſein ſolle. Das Haus habe 
dies durch frühere Beſchlüſſe ausdrücklich ausgeſprochen. — Reg.⸗Komm. 
Meinecke bekämpft die Ausführungen des Vorredners. Durch das Indem · 
nitätsgeſetz und die inzwiſchen zu Stande gekommenen Etatsgeſetze jet in- 
direkt die Zuſtimmung des Hauſes ausgeſprochen worden. — Bei der Ab⸗ 
ſtimmung wird nach dem Wunſche des Finanzminiſters die ursprüngliche 
Regierungsvorlage wieder hergeſtellt, der Antrag Bonin alſo abgelehnt; 
gegen dieſen Antrag ſtimmen diesmal außer Lasker auch die Nationallibe · 
ralen, welche in der Vorberathung dafür geſtimmt hatten 8 

Zu Kap. 38 (Staatsverwalkungs⸗Ausgaben. Staatsminiſterium) iſt 
vom Abg. Koſch der Antrag geſtellt, die in der Vorberathung bewilligte 
Zulage von 2000 4 für die Minifter wieder abzuſetzen. Der Antrag 
wird jedoch abgelehnt, auch die Nationalliberalen ſtimmen im Einklage mit 
der obigen Erklärung Tweſten 's dagegen. — Zu Kap. 47 (auswärtiges 
Minifterium) beantragt Abg. Koſch, 11,500 9% für die Geſandiſchaft in 
Pr nicht zu bewilligen. — Der Finanzminiſter bittet, die Be⸗ 
ſchlußfaffung hierüber auszuſetzen, da kein Vertreter des auswärtigen Mi⸗ 
niſteriums anweſend ſei. Das Haus willfahrt dieſem Wunſche. — Zu 
Kap 51 (Finanz⸗Miniſterium. Paſſiva der General⸗Staatskaſſe) Tit 1, 
(Renten und Entſchädigungen der Fürſten und Standes herren] beantragt 
der Fin anzminiſter, die in der Vor f fil 
den Fürſten v. Sayn⸗Wittgenſtein im Betrage von 1 
— Abg. Eberty beantragt Beibehaltung des Beſchluſſes der Vorberathung; 
der mit dem Fürſten abgeſchloſſene Vertrag ſei rechtsungültig, da zu dem⸗ 
ſelben die Zuſtimmung des Landtags nicht eingeholt ſei. — Abg. Achen⸗ 
bach plädirt für Bewilligung der Rente, die ſchon durch einen Nec von 
1828 feſtſtehe. — Abg. Lasker: Die Bewilligung der 1000 4 ſei durch 
den Beſchluß der Vorberathung nicht deſinitiv abgelehnt, ſondern vertagt, 
bis die Verträge vom Landtage genehmigt ſein würden. Bis jetzt konne 
man das noch nicht, da die Verträge noch nicht vorlägen. — Abg. Roh⸗ 
den iſt für Aufrechterhaltung des Beſchluſſes der Vorberathung. ie Ber- 
träge müſſen dem Landtage erſt vorgelegt werden. — Bei der Abſtimmung 
wird der Antrag der Saatsregierung auf Bewilligung der 1000 2 mit 
178 2 174 Stimmen abgelehnt, der in der Vorberathung gefaßte Ber 
ſchluß alſo aufrecht erhalten. — Von einem Mitgliede der Rechten wird in 
Folge deſſen namentliche Abſtimmung beantragt, was im Hauſe ſtürmiſchen, 
aber vergeblichen Widerſpruch hervorruft. Dieſelbe ergiebt, daß der An- 
tiag der Regierung auf Bewilligung der 1000 % mit 179 gegen 175 
Stimmen abgelehnt wird. Inzwiſchen iſt als Vertreter des auswärtigen 
Miniſteriums der wirkl. Legationsrath v. Keudell erſchienen, jo daß die 
Anträge Koſch und Runge, betr. die Abſetzung der 11,500 9% für die 
Geſandtſchaſt in Hamburg, der 6900 % für den Militärbevollmächtigten 
in St. Petersaurg diskutirt werden können. — Regierungs⸗Kommiſſar v. 
Keudel bittet um Bewilligung beider Poſitionen, die auch beide genehmigt 
werden. Die Nationalliberalen ſtimmen ohne Ausnahme für die Beil 
ligung der erſten, theilweiſe auch der zweiten Poſttion. 

Schluß 4 Uhr. Nächſte Sitzung Freitag 10 Uhr. Tages⸗Ordnung: 
1) Fortſetzung der Schlußberathung; 2) Bericht der Budget⸗Kommiſſion 
über verſchiedene Petitionen, betr. die Lotterieen in Hannover, Gehalts- 
erhöhungen ꝛc. Abg. Graf Schwerin bittet, daß der Präſident, wenn 
um 10% Uhr das Haus nicht pünktlich und beſchlußfähig fein ſollte, A 
Auszählung ſchreiten wolle. Präſident v. Forckenbeck wird dieſer Auf⸗ 
forderung nachkommen und mahnt dringend, pünktlich zum Anfang der 
Sitzungen zu erſcheinen. 

Dresden, 13. Februar. Eine Wiener Kor eſpondenz des 
„Dresdener Journals“ jagt bezüglich der Konkordatsfrage: Der in- 
terkonventlonelle Theil des Konkordats ſei zur Unmöglichkeit gewor⸗ 
den, auf die Bevorzugung vor anderen Konfeſſtonen und Zwangs⸗ 
mittel in Akten bürgerllchen Lebens müſſe die katholiſche Kirche im 
konſtitutlonellen Oeſterreich verzichten. — Eine andere Wiener 
Karreſponzenz deſſelben Blattes will wiſſen, Oeſterr eich habe in 
der Konkordats⸗Angelegenbeit die guten Dienſte Frankreichs ange⸗ 
rufen, und der flanzöſiſche Botſchafter in Rom, Graf Sartiges, 
jet bereits entſprechend inſtruitt. Dieſelbe Korreſpondenz rühmt 
die entgegenkommende Haltung Preußens in den Zollverhandlungen 
und glaubt, daß eine weitere Herabſetzung der Elſenzölle in Aus⸗ 
ſicht ſtehe. 

Karlsruhe, 13. Februar. Wbgeordneten- Kammer. Der 
Miniſterpräſtdent Jolly machte dem Hauſe Mittheilung von der 
Neubildung des Miniſtertums und erklärte dabei unter Anderem: 
„Ich kann mich ganz kurz und ganz beſtimmt faſſen, da unſere 
Politik nicht geändert, ſondern, wie fie bisher war, weiter fortge⸗ 
führt werden ſoll. Wir werden mit ungeſchwächter Kraft das uns 
vorgeſtreckte Ziel verfolgen, wir werden uns in Verfolgung dieſes 
Zieles durch nichts beirren laſſen und, ſovlel an uns iſt, dazu 
beizutragen, den großen, allgemeinen Deutſchen Natlonalſtaat zu 
begründen und in dieſen Natfonalſtaat als ein würdiges Glied 
unfererfeits einzutreten. Ich darf Sie bitten, auch dem neuen 


Miniſterlum, welches durchaus die bisherige Richtung verfolgen 


— 


zu bewilligen. 


in Preßvergehen eben jo wenig erreichen kana, 


wird, die Unterſtützung, welche Sie dem früheren jo bereitwillig 
gewährt- haben, lelſten zu wollen.“ 


Stuttgart, 13. Februar. Das Abgeordnetenhaus geneh⸗ 


migte einſtimmig das Geſetz betreffend die Bildung der Schwurge⸗ 


Die Ausgabe für die im Etat des Kriegsminiſterlums an- 


richte. 
wurde mit 44 


geſetzte Stelle eines Oberkommandanten der Armee 
gegen 41 Stimmen bewilligt. 
München, 11. Februar. Wie J. M. dle Königin-Mutter 
iR auch Se. Maj. der König von heftigen Gelenkſchmerzen befallen. 
Die „A. A. 3.“ berichtet Folgendes: Se. Mal. der König wohnte 
am 9. d. mit dem ganzen Hofſtaate dem bei der Säkularfeier der 
Grundſteinlegung der Frauenkirche abgehaltenen Hochamte bei und 


blieb bis zum Ende, obgleich er Tags zuvor wegen Gelenkſchmerzen 


den ganzen Tag über zu Bett hatte bleiben müſſen. Der König 
begab ſich jedoch nach der Rückkehr in die K. Reſidenz ſogleich 
wieder zu Bett. Anh am 10. d. M. konnte Se. Majeſtät, da 
pr Unwohlſein noch nicht gehoben iſt, das Bett noch nicht ver⸗ 
laſſen. 


Ausland. 


Wien, 13. Februar. Die „Oeſterreichlſche Correſpondenz“ 
Hält auf Grund glaubwürdiger Mitthellungen trop des bezügli⸗ 
chen Dementi des „Petersburger Journals“ die Nachricht aufrecht, 
daß die preußiſche Regierung ſich feiner Zeit den gemeinſamen 
Schritten der übrigen europälſchen Mächte in Belgrad ange⸗ 
ſchloſſen habe. 

Brüſſel, 13. Februar. Bei der Kammer⸗Debatte über das 
Militärgeſetz äußerte ſich der Premierminifter Frere-Orban im 
Widerſpruch mit den Deputirten der äußerſten Linken: Belgien 
habe Gründe, ſich über jeden Krlegsa iobruch in Europa zu beun⸗ 
ruhigen. Beweiſe dafür hätten die drohenden Gefahren während 
des Krimmkrieges und des italieniſchen Feldzuges geboten, wobei 
namentlich im letzteren Fall für Belgien Gefahren erwa yſen muß⸗ 
ten, falls es 1859 zu einer Inte vention Deutſchlands gekommen 
wäre. Am Schluſſe feiner Rede jagt der Minifter Frère. Orban: 
Er beſchwöre die Rechte, ſich wieder zur Erzielung einer Majorität 
für das Militärgejeg zu vereinigen. Hand in Hand müſſen wir 
vor dem Inlande und vor dem Auslande erſchelnen“, äußerte er 
unter enthuſlaſtiſchem Beifall Seitens der Linken und der Zu⸗ 
ſchauertribünen. 

Paris, 10. Februar. Der neunte Artikel des Preßgeſet⸗ 
Entwurfs, demgemäß es den Tagesblättern und perlodiſchen Schrif⸗ 
ten unterſagt iſt, Artikel zu veröffentlichen, welche von geächteten 
Perſonen unterzeichnet ſind, iſt von dem Corps législatif, trotz der 
Einwendungen von J. Simon und J. Favre, angenommen wor⸗ 
den. Daß die Spitze dieſes Artikels vorzugswelſe, oder vielmehr 
ausſchließlich gegen den Herrn Grafen von Chambord und die 
Prinzen des Hauſes Orleans gerichtet if, liegt auf der Hand. 
Vielleicht läßt ſich vom Standpunkte der Staatsraifon dieſe Maß⸗ 
regel rechtfertigen; aber das von den Miniſtern vorgeführte Argu- 
ment, diejenigen, welche für ihre Handlungen nicht in Frankreich 
zur Rechenſchaft gezogen werden können, müßten auch außer Stand 
geſetzt werden, in Frankreich ein Vergehen zu vollbringen, ſchmeckt 
doch ſtark nach einer ordinären Prokuratorsſineſſe. Der Geſeßent⸗ 
wurf macht übrigens nicht bloß die Unterzeichner der Artikel, ſon⸗ 
dern auch die Gerants und Drucker der betreffenden Blätter ver⸗ 
antwortlich, bietet alſo hinreichende Garantteen. Auch müßte das 
Geſez, um konſequent zu fein, die Maßregel auf alle im Auslande 
lebenden Franzoſen ausdehnen, da der franzöſiſche Strafkodex fie 
als die Geächteten. 
Die legitimiſtiſchen und orlraniſtiſchen Blätter erheben ſich natür⸗ 
licher Weiſe ſehr lebhaft gegen das Volum des Corps léglislatif 
und fle eitiren aus den Schriften Napoleons des Dritten eine 


Stelle, wo die Leiden des Exlls in rührenden Worten geſchildert 
werden. Weshalb haben fie dieſe Stelle nicht vor dem Volum 


angeführt? — Daß keiner von jenen Deputlirten, welche in per⸗ 
ſönlichen Beziehungen zu den geächteten Dynaſtieen geſtanden ha⸗ 
ben, es für ſchicklich hielt, den Artikel des Preßgeſeßts auf der 
Tribüne zu bekämpfen, if aufgefallen. 

lorenz, 13. Februar. Heute wurde von Bevollmächtigten 
der italleniſchen und ſchwelzerlſchen Regierung das Schluß protokoll 
tines Vertrages unterzeichnet, durch welchen die Grenze zwiſ en 
dem Veltlin und dem Kanton Graubündten f ſtgeſtellt wied. 

Florenz, 13. Februar. Gerüchlwelſ verlautet, ber König 
werde anläßlich der bevorſtehenden Vermählung des Kronprinzen 
ein Manifeſt an das Volk richten. — Dem Vilnehmen nach wird 
die Oppofition in der Diputirtenlammer gelegentlich der Btrathung 
über das Aus gabebudget des Finar Iminiſterlume eine Diekuſſion 
über die allgemeine polltiſche Lage herbeizuführen ſuchen. — In 
der Deputirtenkammer wurden heute dit erſten Kapftel des Krlegs⸗ 
burgets genehmigt. 

— Aus Rom wird gemeldet, daß die Pollzel gegenwärtig 
wieder ſtrengere Vorſichtsmaßregeln gegen angeblich bivorſtehende 
Ruheſtörungen ergriffen hat. 

Turin, 13. Februar. Die Deputationen des Senats und 
der Deputirtenkammer haben heute Morgen der Herzozin von Genua 
und der Prinzeſſin Margarethe Glückwunſch-Adreſſen überreicht. 

London, 11. Februar. Lord Derbys Krankhelt läßt es 
der „Times“ gerathen erſcheinen, ſchon jetzt die Frage einer Um⸗ 
geſtaltung des Kablnets, die nach ihrer Anſicht unaus bleiblich iſt, 
zu erörtern, da es beſſer ſei, jetzt, ehe die parlamentarſſche Thä⸗ 
tigfeit begonnen hat, daran zu denken, als ſpäter, wenn die Wo⸗ 
gen der Seſſion hochgehen. Das Eityblatt ſplelt dabei nicht un⸗ 
deutlich auf ein Koalitions-Minifterium an, da feit jener Zeit, wo 
Lord Derby die Bürde des Portefeullles bloß dishalb, weil lein 
anderer dazu Tauglicher da war, übernommen hat, jo manches 
ſtaats männiſche Talent entdeckt worden ſei, die Meinungen ſich ge⸗ 
klärt hätten und, was man als verſchledenartig anſah, ſich zufam⸗ 
mengefunden, aber Mancherlel, das man für gleichartig hlelt, ſich 
getrennt habe. 

— Sir David Brewſter, einer der hervorragendſten engliſchen 
Gelehrten auf dem Gebiete der Naturwiſſenſchaft und erſter Pro⸗ 
feſſor an der Univerfität Edinburgh, iſt auf feinem Landſitze Aller⸗ 
ley⸗Houſe bel Melroſe geſtorben. Er war auch Ritter des preu- 
ßiſchen Ordens pour le merite. 

London, 13. Februar. Aus Newpork vom 2. d. wird 
gemeldet, daß nach dort eingegangenen Nachrichten aus Peru die 
zevolutionäre Partei ſich des Landes vollſtändig bemächligt hat. 


ren, während ſich gegenwärtig die Za 


widerſprechende Mittheilungen aus Waf 
fon beſchloſſen, die Frage ſofort 


ton vorgeſchlagene Auskunftemittel, die e 


Bauſtellen innerhalb 
daß Seitens der 
mißlichen Lage unſerer ftädtiſchen Finanzen auf Bewilligun der 


Prado, welcher bei Aregulca geſchlagen iſt, hat ſich nach Chili 
begeben. 


Athen, 9. Februar. Das neue Kabinct hat ein Programm 


verfaßt, worin es Heißt: Wir würdigen den ganzen Ernſt der in- 
neren Zuſtände und bedürfen des Patriotiemus der Kammer, damit 
das theure Vaterland ſich in Wahrheit auf die Zukunft vorbereite, 
welche ihm die Vorſehung vorgezeichnet hat. 
DOftentationen für löſlig und meinen, daß die Vorbereitungen mit 


Wir halten bloße 


guten Staats zuſtänden Hand in Hand gehen müſſen. Gegenwärtig 
werden wir durch die Leiden eines Bruderſtammes tief bewegt, 
welche die Sympathie der ganzen Chriſtenheit erregen, Ihm wer⸗ 
den wir allen zu Gebote ſtehenden Beſſtand nicht virſagen. 
Newyork, 30. Januar. Bezüglich der Zahlung für den 
Ankauf von Ruſſiſch⸗Amerika iſt neuerdings wieder eine Schwlerilg⸗ 
keit entſtanden. Während der Kaufsverhandlungen wurde eins 
umfangreiche telegraphiſche Korreſpondenz zwiſchen Waſhinglon und 
St. Petersburg geführt, in Folge deſſen die Rechnung der atlan- 
tiſchen Kabelkompagnie die nicht unbeträchtlicht Höhe von 10,000 
Dollars erreichte. Rußland iſt der Meinung, daß die Regierung 
der Vereinigten Staaten dieſe Rechnung zu bezahlen habe. Letztere 
aber weigert ſich beharrlich und die Angelegenheit Ift einem Co⸗ 
milé des Kongreſſes zur Entſcheidung übergeben worden. Uebri⸗ 
gens drohen in dem neuen noch nicht bezahlten Territorium (Alaefa) 
Unruhrn mit den Jadtanern, welche ſich in die neuen Verhältniſſe 
nicht recht finden können. In Sitka giebt es bereits mehrere 
Billardſalons, Reſtaurationen, einen Pfanvlelher und läglich etliche 
öffentliche Rauferelen. Es vereinigt ſich jomit dort Alles, was bir 
amerikaniſche Civiliſatlon inaugurtrt. — Die Auswanderung aue 
den Vereinigten Staaten nach dem Glüdolande Kalifornien nimmt 
täglich zu. Innerhalb drei Monaten find 10,000 Perſonen aus- 
gewandert. — Die Schienenftraßen der Ver. Staaten umfaſſen ge⸗ 
genwärtig eine Länge von 38,605 Mellen. Die Herſtellung der⸗ 
ſelben koſttte die Summe von 1,654,050,799 Dollars. — Die 
durch Senator Feſſenden in . Reorganſſatlon des 
Finanz⸗Departements wird in den laufenden Ausgabe! deſſelben 
eine Erſparniß um 200,000 Dollars zu Wege bringen, troßdem 
rie Gehalte der brauchbaren und zuverläſſigen Beamten um ein 
Bedeutendes vermehrt werden ſollen. Die gegenwärtige Organi- 
ſation ſtammt noch aus dem J se 1853, als in ſämmtlichen 
Burkaux nicht mehr als 411 Beamte beigäftigt geweſen wa⸗ 
der Angeſtellten auf 2400 
beläuft. Be 
Newyork, 2. Februar. Die Newporker Blätter enthalten 
ngton über den Stand der 
hie hat der Präſtdent John⸗ 
. zum Austrag zu 


Alabama⸗Fratze. Nach einem der Bel 


Das durch den neu ernannten brltiſchen Geſandten Thor⸗ 
„die Streitfrage im Wege ſchieds⸗ 
richterlicher Entſcheldung zu erledigen, iſt als aufgehoben zu be 


bringen. 


trachten. 


— — 


Pommern. 
Stettin, 14. Februar. Wie verlaut 
Angelegenheit wegen Zahlung er Eniſchädigung von 50,00 
Thlr. Seitens der Stadt für Die dlalſſche Abtretung des zwellen 
Theiles des ſogen. Feſtungshofens nun jo weit gediehen, daß das 
Maglſtrats⸗Kollegtum beſchloſſen bat, das Anerbleten des Milltär- 


„ iſt die bekannte 


fiskus ſeinerſeits zu accepttren und der Stadtverordneten -Verſamm⸗ 
lung wo möglich 


bereits in der nächſten Sitzung die betreſſende 


Vorlage zu unterbreiten, Die vom Militärfiskus für die Zahlung 


der 50,000 Tplr. übernommenen Verpflichtungen ſiad für die ſtädti⸗ 


ſchen Verhältniſſe und namentlich in Bexrückſichtigung der wenigen 
der Stadt von jo al gemeiner Wichtigkeit, 
Stadtverordneten⸗Verſammlun: wohl trotz der 


gedachten Summe gerechnet werden kann, um ſo mehr, als nach 
einem früheren Beſchluß derſelben bereits die Grundlagen eines 
ſolchen Abkommens genehmigt worden find. — Gegen eine Ent- 
ſchädigung von 50,000 Thlr. übernimmt der Fiskus folgende Ver⸗ 
pflichtungen reſp. bietet e ‚volgende Vortheile: Baflion X., das 
Schneckenthor, die dort belegene Wache, ſowle die daran ſtoßende 
Caponiere und das die Bollweelſtraße abſchließende eiſe ne Thor 
werden fortgeſchaſſt und das Terrain planitt, von welchem Fiekus 
der Stadt unentgeltlich den zu zwei neuen Straßen und zu einem 
breiten Platz am Fuße der Oderthorrampe erforderlichen Grund 
und Boden herglebt; ferner läßt er auf ſeine eigenen Koſten den 
letzten offenen Theil des Feſtungebafen, womit bereits begonnen 
worden, ausfüllen und trägt dafür Sorge, daß der neuftädtijche 
Kanal bis zur Oder fo tgeſetzt werde, ebenſo übernimmt er. bie 
Enlſchädigung der Proviantamtsverwaltung für die Entfernung des 
Rauchfuttermagazine, ſchließlich wird diefjeits des Salzſpelchers auf 
der Oberwiek ein Feſlungsabſchluß bergeſtellt, wodurch der inner⸗ 
halb belegene Thell der Oberwiek die Baufreiheit erhält. Um 
in dieſem Stadttheil die durchaus erforderliche Verbreiterung der 
Paſſage herbeizuführen, if an die Ertheilung des Baukonſenſes 
nur die Verpflichtung des betreffenden Hausbeſi ers geknüpft, das 
zu der Verbreiterung erforderliche Terrain unentgeltlich berzu⸗ 
geben. Wie man aus Vorſtehendem erſieht, werden der Stadt 
große Vorthelle geboten, jo daß bie Forderung des Fiskus in Be⸗ 
rückſichtigung der ihm ſelbſt zur Laſt fallenden Koſten nicht allzu hoch 
gegriffen erſchelnt, zumal, wenn man bedenkt, daß nach Schleifung 
der Baflion X. und der angrenzenden Jeſtungswerke Raum für 
einen neuen, ſchönen Stadttheil geſchaffen wird. Die Helligegeiſt⸗ 
ſtraße würde bei der Verwirklichung des Planes dann vom Pros 
viantmagazin reſp. dem Lazareth aus eine gerade Flucht bis nach 
dem am Bahnhof belegenen Platz bilden, eine neue Straße kurz 
vor dem Eiſenbahnviadukt nach dem am Diltoriaplag neu zu er- 
bauenden Rathhaus führen und ſchließlich die Charlottenſtraße nach 
der Stadt zu verlängert werden. 

— Die in Berlin zur Zeit tagende Kommſſſton böherer Poſt⸗ 
beamten zur Berathung über geeignete Reformen bei der Poſtver⸗ 
waltung hat id dahin entſchleden, den Prüfungszwang für die 
Sekretarlatskarrlere beizubehalten, dagegen das Examen zu Ober⸗ 
Poſtſekretären künftig fallen zu sg. Für die Zulaſſung zu den 
böberen Stellen ſoll noch eine beſondere Prüfung vorge⸗ 
ſchrieben werden. 


— Geſtohlen wurde: am 12. d. Mis. vom verſchloſſenen 
Roſengarten Nr. 53, nachdem der Dieb 


Trockenboden des Hauſes 


das an der Thüre beſinvliche Vorhängeſchloß zerſchlagen, einige 


Wäſche; an demſelben Tage aus dem Reſtauratfonslokake Reſf⸗ 


ſchlägerſtraße Ne. 19 ein ſchwarzer Doubel-Ueberzleher; die In der 


Bruſttaſche ſteckenden Milltärpapiere des Eſgenthümers fand man 
auf dem Hausflur vor. — Die unverehelichte Pauline Jezkowsky 
aus Grabow ſtahl vor einiger Zeit einem dortigen Holzpantoffel⸗ 
macher aus feiner Wohnung außer verſchledenen anderen Gegen- 
ſtänden auch 8 Paar neue Pantoffeln, welche fie demnüchſt für 
den billigen Preis von 10 Sgr. an einen in Bollinchen wohn⸗ 
haften Kleinhändler verkaufte. — Von der vor Kurzem dem Exe⸗ 
kutor R. auf Bredower Autheit aus dem Garten geſtohlenen Wäſche 
iſt ein Theil vorgeſtern bel der dort wohngaften Arbeiterfrau Drä- 
ger vorgefunden, der Verbleib dis Reſtes dagegen noch nicht er⸗ 


mittelt. 


— Dem jüdiſchen Privatlehrer Hürſchmann iſt die Erlaub⸗ 
niß ertheilt, Kinder jüdiſcher Eltern in Gartz a. O. in der Reli- 
glon und in der bebrätſchen Sprache zu unterrichten. — Dem Frl. 
Auguſte Meibauer in Züllchow iſt die Konzeſſton zur Leitung 
einer Privatſchule ertheilt erworben. 

— Dem Partilulier Johann Ludwig Rottſahl if die Vers 
waltung der Poſt Erpedition in Roſenfelde, unter Ernennung des⸗ 


ſelben zum Poſt⸗Expediteur, übertragen worden. 


— Der Poſt⸗ 


Expediteur Gebhard in Roſenfelde if freiwillig aus dem Poft- 
diente geſchle den. 

— An Stelle des bieherlgen Kommiſſarlus Behufs Wahr ⸗ 
nehmung der im §. 9 Nr. 1 und 8 des Geſetzes vom 19. Juli 
1861, betreffend einige Abänderungen des Geſetzes wegen Ent⸗ 
richtung der Gewerbeſteuer vom 30. Mai 1820 bezeichneten Ge⸗ 
ſchͤfte, des Negierungs-Affefjor Michaelie, iſt der Reglerungs⸗Aſſeſſor 
v. Viehbahn hierſelbſt mit dieſem Kommiſſarium betraut worden. 

— Der zum Paſtor in Mützenow, Stadt⸗Synode Stolp, er- 
wählte Prediger Schuhmacher aus Butnos-Ayrts If in fein 


neues Pfarramt eingeführt worden. 


— Der Hülfeprediger Otto 


Dabis, bisher in Neumark, Synode Colbatz, If zum Paſtor in 
Boltenhagen, Spnode Wolgaſt, erwählt und in fein Pfarramt ein- 
geführt. — Die Pfarrſtellen zu Gr. Benz, Synode Daber, Privat⸗ 
patronals, und zu Zwillpp, Synode Colberg, Königlichen Patro- 


nate, ein Unttum, find durch Todesfall erledigt. 


Erſtere iſt zum 


1. April d. Je., letztere zum 1. April 1869 wieder zu beſetzen. 
— Die Reklor- und Hülfspredigerſtelle in Swinemünde iſt durch 


die Verſetzung ihres ſeltherigen Inhabers erledigt. 


Die Wieder⸗ 


beſetzung derſelben erfolgt durch den dortigen Magiſtrat. 


München. 


Vermiſch 
Wle verlautet, ſoll Paul Heyſe dem neuen In⸗ 


tes. 


tendanten, Baron Perfall, als Dramaturg und Herr von Bülow 


als Operndirektor beigegeben werden. 
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Germaniese 
Vulkan 
St. Dampfmühle 4 
Pommerensd. Ch. F. 4 
Chem. Fabrik-Ant. 4 
St. Kraftdünger-F..| — 
Gemeinn. Bauges. - 5 
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